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heute: Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)
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AC assurance-chdmage

UE Union européenne
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UEFA Union des Associations Européennes de Football
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FIFA Fédération Internationale de Football Association
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APG allocations pour perte de gain
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DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

ER Ecole de recrues

EFSM Ecole fédérale de sport de Macolin

Cio Comité International Olympique

ADN Acide désoxyribonucléique

ACS Association des communes suisses

GDI Institut Gottlieb Duttweiler

DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
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population et des sports (DDPS)
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FFLS Féte fédérale de lutte et des jeux alpestres

SLF Institut pour I'étude de la neige et des avalanches
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UNIL Université de Lausanne
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DATUM: 22.06.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Weil die Fussballer Xherdan Shagiri und Granit Xhaka ihre Tore wahrend dem Spiel
Schweiz-Serbien in Kaliningrad (RUS) mit der Doppeladler-Geste bejubelten, kam es im
Juni im Rahmen der Fussball-Weltmeisterschaft der Médnner zu einem Eklat.

Nicht wenige Spieler der Schweizer Nationalmannschaft verfligen Uber kosovarische
oder albanische Wurzeln und Spieler und Fans beider Seiten der Partie haben den
Kosovokrieg Ende der 1990er-Jahre direkt oder indirekt miterlebt. Noch heute
existieren Spannungen zwischen den ehemaligen Kriegsparteien, so anerkennt Serbien
beispielsweise den Kosovo nicht als unabhéangigen Staat. Die Stimmung im Stadion war
also im Hinblick auf vergangene Konflikte aufgeheizt - serbische Fans pfiffen die
Schweizer Spieler aus, Shaqiri und Xhaka machten den Doppeladler.

Bei der Doppeladler-Geste wird, indem man die Hande Uber die Daumen kreuzt und mit
den Fingern flattert, das Wappentier Albaniens - ein Adler - imitiert. Obwohl der Adler
das Wappentier vieler Nationen ist, auch dasjenige Serbiens, sei die albanische
Doppeladler-Flagge auf rotem Grund als «Flagge aller ethnischen Albaner» zu deuten,
wie die Aargauer Zeitung erklérte. Weltweit wirden daher albanische Spieler von ihren
Fans gefeiert, wenn sie «den Adler machen». In den albanisch besiedelten Teilen
Jugoslawiens hingegen sei friher ofters die Polizei eingeschritten, wenn die
Doppeladler-Flagge 6ffentlich gezeigt wurde.

Die Geste im Spiel habe laut Xhaka folglich auch den albanischen und nicht den
serbischen Fans gegolten, dennoch stufte die Fifa die Handlung als Provokation
gegenlber dem serbischen Publikum ein. Es folgten Bussen in Héhe von CHF 10'000 fur
die beiden Spieler und eine weitere Busse von CHF 5'000 fur Teamcaptain Lichtsteiner,
der den Doppeladler aus Solidaritdt mit seinen Teamkollegen ebenfalls zeigte. Die
Schweiz gewann die Partie 2:1.

Damit war aber die Diskussion nicht abgepfiffen: Die Frage, ob ein Schweizer
Nationalspieler eine auslandische Jubelgeste machen durfe, beschéftigte die Schweiz
noch Uber einen Monat und war wahrend Wochen ein dominierendes Thema in der
Tagespresse. Der Direktor des SFV, Alex Miescher, fragte im Juli in einem Interview mit
dem Tages-Anzeiger gar, ob Doppelblrger Uberhaupt fir eine Nationalmannschaft
geeignet seien. Xhaka selbst bezeichnete diese Aussage gemaéss Tages-Anzeiger als
«Unsinn» und «Steinzeitkommentar», laut Jacqueline Fehr (sp, ZH) sei sie «eine
Ohrfeige fur alle Doppelburger», wie der Blick titelte. Dieser veroffentlichte daraufhin
in der Sonntagsausgabe auf Uber elf Seiten unterschiedliche Stellungnahmen zur
Doppeladler- und Doppelbirger-Diskussion.

Fur die Aussage Mieschers entschuldigte sich der Prasident des SFV, Peter Gilliéron,
spater, Jurg Stahl (svp, ZH), Prasident des Dachverbandes von Swiss Olympics,
unterstitzte hingegen die Aussage Mieschers gegenliber dem Blick: Schweizer
Sportlerinnen und Sportler, welche die Schweiz an olympischen Spielen und
Weltmeisterschaften vertreten, sollen «durch und durch und nur unsere Nation
vertreten», was im Falle von Doppelblrgern aber oft schwierig sei. Mit einer
Abschaffung von Doppelblrgerschaften kénne man hier Abhilfe schaffen, so Stahl
weiter.

Auch die Weltwoche griff die Thematik auf: Dort zitierte Roger Képpel (svp, ZH) den
Schriftsteller Gottfried Keller, indem er definierte, was Schweizer Staatsangehorige
ausmache: Es sei das Burgerrecht und die Identifikation mit dem Land und seiner
Staatsform. Dass nun die Doppeladler-Geste fur Irritierung darlUber sorge, ob die
Spieler der Schweizer Nati denn Uberhaupt flr die Schweiz oder fur Albanien spielten,
sei nur naheliegend, meinte Képpel weiter, denn der Doppeladler sei eben nicht ein
Schweizer Symbol.

Schliesslich gab es aber auch humorvolle Beitréage zur Diskussion: Vielleicht sei der
Doppeladler ja nur Werbung flir die Vogelwarte Sempach gewesen, witzelte man im
Tages-Anzeiger. Insgesamt erregte der Zwischenfall aber derart viel Aufmerksamkeit,
dass die ZHAW den Begriff «Doppeladler» im Dezember zum Wort des Jahres 2018
kirte.
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Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit>» erklart, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Muhe hat, Kandidaten fir die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklarung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Prasident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beitragen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
Uber das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar Uber die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Flr die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tédliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene fir Gesprachsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen gepruft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde Uber die Einflhrung eines Erwerbsersatzes fir Gemeinderatinnen und
Gemeinderéte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie Uber die Moglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen - was
bisher nur in vereinzelten Kantonen méglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rutliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement flr die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehdére und prasentierte auch hier
Lésungsvorschlage, wie vermehrt Jugendliche fur ein Engagement in der Politik
motiviert werden kénnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tatige Menschen [...] ihre Altersgenossen fir freiwillige
Amter mobilisierens.

Besorgt Uber den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universitat Bern: Gegentber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Ruckgang an Interessenten fur Milizamter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.

2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universitdt Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1800 Miliztatige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefahr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tatig, schatzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemass der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstarkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztatige sei mannlich - der Frauenanteil betrug in der Studie ungeféhr einen Drittel -,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verflige Uber einen hohen sozialen Status sowie Uber
einen tertidren Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grosste
Sorge der Miliztatigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht gentgend
Zeit firr die Ausiibung ihrer Amter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behorden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschadigung war etwa die
Halfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wiinschten sich als Kompensation fir ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tatigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als hochste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Grunde an, sondern den Willen, etwas fir das Gemeinwohl zu tun.

Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits winschten sich viele Miliztatige eine hdohere Wertschatzung ihrer Arbeit;
dabei genlige es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Prasident Germann angetoént,
die bessere Einbindung der jungeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
Interesse der Jungen an der Milizarbeit kénne mit der Fdérderung der politischen
Bildung und Aufklarungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitaten etwa - beispielsweise seit 2019 die Universitdt Basel - belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche flir einen Abschluss angerechnet werden kdnnen, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil.

Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas flr die Gesellschaft taten, betonte Freitag gegenlber den
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Medien. So habe zum Beispiel das Eidgendssische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgefiihrt werden kénnen. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten fur den
Gemeinderat. Gegenuber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjahrigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilitat und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschatzung war bereits von einer 2018
durchgefiihrten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) Uber Freiwilligenarbeit
gestutzt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verandert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. ?

Image der Schweiz im Ausland

In den Jahren 2019 und 2020 jahrte sich der Beginn des Zweiten Weltkriegs im Jahre
1939 zum 80. und das Ende des Kriegs 1945 zum 75. mal. Entsprechend haufig und
vielfaltig wurde der Krieg anlasslich der Jahrestage - dem 1. September (Uberfall auf
Polen) und dem 8. Mai (Ende des Krieges in Europa) respektive dem 2. September
(Kapitulation Japans) - in den Medien thematisiert.

Berichtet wurde Uber die politisch und rassistisch begrindeten Verfolgungen
zahlreicher Menschen durch die NSDAP; den Holocaust und den Porajmos sowie die
versuchten Attentate auf Hitler; Uber Schweizer Widerstandskémpferinnen und
-kdmpfer und Fluchthelferinnen und -helfer ebenso wie Sympathisantinnen und
Sympathisanten des Nationalsozialismus; die Schuld respektive Unschuld der Schweiz
an verlbten Kriegsverbrechen; Uber den Kriegsverlauf; die Strategie von General
Guisan; Uber nach wie vor vermutetes Nazi-Geld auf Konten Schweizer Banken; Uber die
beiden Atombombenabwurfe auf Hiroshima und Nagasaki; Uber den Jubel und die
Freude Uber das Kriegsende und Uber den darauffolgenden Wiederaufbau zerstorter
Stéadte. Zu reden gab zudem ein Sachbuch, welches sich erstmals der Gber 400
Schweizerinnen und Schweizer annahm, die in deutschen Konzentrationslagern getotet
worden waren.

Auch der Bundesrat nutzte die Gelegenheit, sich an die Geschehnisse zu erinnern: Zu
Ehren der Opfer des Volkermords reiste die Schweizer Bundesprasidentin im Januar
nach Auschwitz und nahm an der dortigen Gedenkfeier teil. Auch wurde am 1. April eine
Gedenkfeier zum 80. Jahrestag der Bombardierung Schaffhausens in der Schaffhauser
Steigkirche abgehalten. Anwesend am Anlass waren Bundesratin Karin Keller-Sutter
sowie der US-amerikanische Botschafter Edward McMullen. °

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschaftsbesorgung, auf Geldwascherei sowie auf die Gewahrung unrechtméssiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 héngige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Landern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten.

Unter dem Namen «Football Leaks» enthlllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber wahrend des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretar gewahlten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zurich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalitat» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veroffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehérde Uber die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kiindigten in der Folge an, die Hintergriinde dieser Treffen und der Freistellung
abklaren zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurtickkehrte, trotz nicht
erhartetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
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«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behdrdlichen Raumlichkeiten
stattgefunden hatten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
erklarte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Flhrung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie fir die Fihrung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatklager und geschédigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzuklaren,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben wirde. Eine
Dokumentationspflicht gelte fur solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzukléren, ob
dieser sich straffallig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch Uber die
Affére. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebulésen Nahe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretars,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefadelt und
dafur von Infantino verschiedene Gefélligkeiten erhalten haben soll.

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt - die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhaltnis heraus erfolgt -, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern kénne
und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden héatten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens musse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft namlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hatten.

Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber gepruft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Prasident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
konnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden.

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers fir die Amtszeit 2020 bis
2023, die fur die Sommersession 2019  geplant war, verknupft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der lUgt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedéachtnislicken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestéatigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu kénnen
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. *

Ein Element im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der Fédération
Internationale de Football Association (Fifa) war das in den Medien so bezeichnete
«Sommermarchen-Verfahren» (Tages-Anzeiger), in welchem die Vergabe der
Weltmeisterschaft 2006 an Deutschland untersucht und die Spitze des Deutschen
Fussballbundes angeklagt werden sollte. Dieses drohe aufgrund des schleppenden
Tempos der Bundesanwaltshaft zu verjahren, da die Verjahrungsfrist 15 Jahre betrage.
Die strittige Zahlung, die im Mittelpunkt dieser Untersuchung stand - dem Fifa-
Funktiondr Mohamed bin Hammam sollen CHF 10 Mio. Uberwiesen worden sein, um ihn
gunstig zu stimmen -, soll Ende April 2005 gemacht worden sein. Den in diesem
Zusammenhang stehenden, international hohe Wellen werfenden Untersuchungen
gegen Sepp Blatter, Franz Beckenbauer, die beiden Ex-Présidenten des deutschen
Fussballbundes, Theo Zwanziger und Wolfgang Niersbach, sowie gegen den
Generalsekretéar des Deutschen Fussballbundes Horst Schmidt und den Schweizer Ex-
Fifa-Generalsekretéar Urs Linsi drohten zudem Verzégerungen, weil aufgrund der
Treffen Laubers mit Infantino tatsachlich ein Ausstandsbegehren, also ein Verdacht auf
Befangenheit, beim Bundesstrafgericht eingereicht worden war.

Daruber hinaus reichte Zwanziger bei der Bundesanwaltschaft eine Strafanzeige gegen
Infantino wegen ungetreuer Geschéaftsbesorgung ein. Und auch Blatter gab bekannt,
rechtliche Schritte gegen seinen Nachfolger unternehmen zu wollen.
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Ol ins Feuer - so die NZZ - goss dann auch noch der ehemalige Prasident der Uefa,
Michel Platini. Er kolportierte via franzoésische Medien, dass die Schweizer
Bundesanwaltschaft just in dem Moment ein Strafverfahren gegen Josef Blatter und ihn
eingeleitet habe - Platini stand unter Verdacht, von Blatter ein Honorar von CHF 2 Mio.
erhalten zu haben -, als Platini sich fir die Présidentschaft der Fifa beworben habe.
Zwei Monate vor der Eroffnung dieses Verfahrens habe ein Treffen zwischen
Bundesanwalt Lauber und Infantino stattgefunden - Infantino wurde spater zum Fifa-
Prasidenten gewéhlt. In der Fachwelt wurde spekuliert, wie die Bundesanwaltschaft von
der Millionen-Zahlung, die Grundlage fur die Einleitung des Strafverfahrens gewesen
war, Kenntnis haben konnte. Freilich raumte Platini ein, dass er keine Beweise habe.

Mitte Juni 2019 kam es dann zu «Laubers Waterloo», wie die Aargauer Zeitung titelte:
Das Bundesstrafgericht erklarte den Bundesanwalt rickwirkend auf 2016 fur befangen
im Fifa-Fall. Lauber habe Verfahrensregeln verletzt und sich aktiv in laufende Verfahren
eingemischt, wobei der Zweck sowie Inhalt der Treffen zwischen Lauber und Infantino
nicht klar seien. Das Gebot der Gleichbehandlung aller Verfahrensbeteiligten sei
missachtet worden. Wenn solche Treffen, wie Lauber stets beteuert habe, einer
effizienten Beweissicherung und Sachverhaltsabklarung dienen wirden, dann mussten
sich diese auch in konkreten Verfahren niederschlagen, was bisher nicht der Fall sei, so
das Gericht in seiner Begriindung. Da das Urteil rechtskraftig war, musste Lauber beim
Fifa-Dossier ab sofort in den Ausstand treten. Die Leitung des Verfahrens-Komplexes
werde vom stellvertretenden Bundesanwalt Jacques Rayroud tbernommen, der kurz
zuvor vom Parlament in seinem Amt bestatigt worden war. Ob und wie sich diese
«Schlappe» und dieses «Fiasko» (St. Galler Tagblatt) flir den Bundesanwalt hinsichtlich
seiner auf den Herbst verschobenen Wiederwahl auswirken wirde, wurde zur zentralen
Frage in den Medien. Die Stimmen, die seiner Bestatigung skeptisch gegenuberstinden,
wirden sich mit dem Befangenheitsurteil wohl noch mehren, urteilte die NZZ.

Doch die Geschichte war damit fur Lauber noch nicht zu Ende. Er wehrte sich gegen
den Entscheid des Bundesstrafgerichts, indem er einem der drei urteilenden
Bundesrichter selber Befangenheit vorwarf. Lauber erklare den Krieg, titelte Le Temps.
Auf das mit dem Vorwurf verknUpfte Revisionsgesuch ging dann die Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts allerdings nicht ein - Befangenheitsentscheide seien keine
revisionsfdhigen Urteile, so die gerichtliche Begrindung -, so dass der
«Befreiungsschlag» zum «Rohrkrepierer» geworden sei, wie die Basler Zeitung Mitte
Juli kommentierte.

Anfang August kam es dann zu ersten Anklagen gegen Spitzenfunktiondre aus dem
Sommermarchen-Fall. Angeklagt wurden Zwanziger, Niersbach, Schmidt und Linsi.
Ebenfalls angeklagt worden ware Franz Beckenbauer. Da dieser aber aus
gesundheitlichen Griinden nicht vernehmungsféhig war, wurde das Verfahren gegen ihn
abgetrennt. Auch das Strafverfahren gegen Blatter wegen mutmasslicher ungetreuer
Geschaftsbesorgung lief parallel weiter. Im Blick wurde gemutmasst, dass Lauber mit
den Anklagen den «Befreiungsschlag» versuche, um seine «Karten auf eine Wiederwahl
im September zu verbessern». Weil die Wiederwahl schliesslich Ende September
gelang, wurde es in den Medien um die Fifa-Affare bis Ende Jahr wieder still. ®

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le conflit dans les Balkans a redonné du souffle au débat sur la neutralité. Apres avoir
consulté ses experts en droit international, le Conseil fédéral a autorisé les entreprises
suisses d’armement a continuer de fournir les pays de I'OTAN lors du conflit dans les
Balkans. Par contre, il a refusé aux avions de I'Alliance le survol du territoire helvétique.
Ces décisions ont été longuement commentées dans les médias. Apres s’étre rendu en
Albanie, Joseph Deiss a rappelé que la neutralité suisse était basée sur un soutien
humanitaire sans réserve, et non sur l'intervention militaire. Il a toutefois mentionné
que la Confédération pourrait participer a une force de maintien de la paix dans le
domaine de la santé ou du transport. Par contre, la Suisse a décidé d’appliquer les
sanctions prises par I'UE a I’'encontre de Belgrade a I'exception de celles dictant un
embargo sur le trafic aérien (en raison d'un accord bilatéral de réadmission des
criminels qu’elle voulait maintenir avec la République fédérale de Yougoslavie) et un
embargo pétrolier. Le DFAE a aussi condamné Belgrade en lui attribuant I'échec des
négociations de paix. Conscient que le concept de neutralité avait malgré tout besoin
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d’étre adapté, Joseph Deiss a annoncé qu’un groupe de travail serait créé a cette fin.
Un sondage commandé par le DFAE a montré que les personnes interrogées tenaient a
une large majorité (74% contre 14%) a ce que la Suisse conserve sa neutralité. A 41%, les
sondés souhaitent également que cette neutralité soit liée a une ouverture politique,
alors que 21% pensent exactement le contraire. ©

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Naturgefahren

Im Dezember 2019 ereignete sich in Andermatt ein Lawinenniedergang auf eine
Skipiste. Gllucklicherweise konnten alle Verschitteten gerettet werden. Die Medien
stellten sich sodann die Frage, warum eine Lawine auf eine befahrene Skipiste
niedergehen konnte. War diese Piste zu fruh fur die Skifahrer ge6ffnet worden, zumal
die Piste an diesem Tag das erste Mal ge6ffnet war¢ Die Sonntagszeitung berichtete bald
darauf, dass das SLF in einer Studie von 2017 fur das betroffene Gebiet ein komplexes
Lawinenproblem festgestellt hatte. Zudem hatte auch Pro Natura auf die Gefahr
aufmerksam gemacht und berichtet, dass die besagte Piste heikel sei und an
schneereichen Tagen speziell gesichert werden musse. Ein Sprecher des Skigebiets
wiederum nahm die Betreiber in Schutz und hielt fest, dass der Lawinengeféahrdung bei
der Planung des Skigebiets stets hochste Prioritat beigemessen worden sei und dass
das mit dem SLF erarbeitete Sicherheitskonzept immer wieder Uberprift und bei
Bedarf angepasst werde. Die Kantonspolizei Uri er6ffnete noch am Tag des
Lawinenniedergangs eine Untersuchung; dabei solle auch untersucht werden, ob die
Offnung der Piste unter den gegebenen Schnee-Bedingungen gerechtfertigt gewesen
sei, gab sie bekannt.’

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat Uber die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevdlkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schaden in Grenzen zu halten und die
Einschrankung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumérkte, Blumenladen und Gértnereien
ihre Tiren wieder 6ffnen dlrfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach moglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und I6sten
keine grossen Personenstrome aus, erklarte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhdusern zudem wieder uneingeschrankt Eingriffe
durchgefuhrt werden kénnen.

Als zweite Etappe sah die Regierung fur den 11. Mai die Wiedererdffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsladen und Markte vor. Vor dem Entscheid Uber diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fallen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Offnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots fur den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Prasenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen.

An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte ankiindigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
Ubergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Uberschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz fihren wirde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unblrokratisch beantragen kénnen. Er
gab zudem bekannt, dass Selbstdndigeerwerbende rickwirkend ab dem 17. Méarz 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen kénnen, da der Bundesrat
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ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebusst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlécher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschlage ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Mdller; fdp, LU; Po. 20.3214), Uber ein funfjéhriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben fir die EU, den Asylbereich und auslédndische Personen (Motion Quadri;
lega, Tl; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritatssteuer, z.B. Uber eine Erhdéhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschadigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehorigen der Armee zu, die zwischen dem 6. Marz 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewéltigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes Uberschritten hatten. Fir Angehdrige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kindigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden kdnnten als urspringlich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevdlkerung hatte abgeschwécht werden kénnen. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
o6ffnen dirfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen kénnen, wobei die diesbezlgliche Entscheidung Uber die Durchflihrung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprufungen durchgefiuhrt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mundlicher Prifungen empfehle. Anders sah die
Situation fir die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprifungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein.

Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu koénnen, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem muissten alle
Institutionen Uber ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfligen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschrankungen zu entschéarfen; Grossveranstaltungen mit
Uber 1"000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flachendeckende
Ruckverfolgung von Neuinfektionen fortzufihren. Ein ahnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert wirden, wenn sie sich in der Nahe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kirze auch die gesetzliche Grundlage flr ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklarte der Bundesrat. Die eidgendssischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im Marz abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kindigte er Liquiditatshilfen in der
Hoéhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend anderte die BAG-Kampagne «So schitzen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugestandnisse nach wie vor die gleichen Regeln gélten - unter anderem
Abstandhalten, Handewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevolkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden kénnen.

Was die vorlaufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Méanner der Spielbetrieb endgltig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden héchsten
Ligen fortgefuhrt werden kénne, wollte die Swiss Football League nach Anhérung der
tangierten Clubs entscheiden.

Nachdem die Fruhjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Standerat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschafte im Zusammenhang mit
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Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekampfung der Folgen der Pandemie, etwa fur die Corona-Kredite, welche
nachtraglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Dartber hinaus
beschéaftigen sich die Rate aber auch ausfihrlich mit den Corona-Krediten flr die
Unternehmen, mit den Massnahmen fur die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschéftsmieten.

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstande bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Grundung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung starken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergdnzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfélle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstitzen zu wollen. Wie diese
Unterstltzung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten.

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Osterreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollstandig gedffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarlander wiirden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verflgten Uber eine ahnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten fir binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie fur «allféllige weitere Personenkategorien» Losungen
entwickelt werden. Gleichentags verkliindete das VBS die Unterstutzung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Hohe vom CHF 500 Mio.

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Rickgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Héhe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstitzung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudémpfen. Der Lowenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche spater — am 27. Mai 2020 - teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin gréssten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder 6ffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlasse oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden durfen. Fir denselben Tag wurde zudem die Wiedererdffnung von
Bergbahnen, Campingplatzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
far Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Garten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrdsse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch muissen ab
einer Gruppengrosse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden durfen, wobei die Kantone Uber die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevdlkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen durften jedoch grundsatzlich selbst Uber die Rlckkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstédtigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder moéglich sein. Zudem sei flir den 6. Juni die vollstandige Wiederherstellung der
Personenfreiztgigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt.

Am 156. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollstdndig gedffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemass
Epidemiengesetz zurickzukehren, wofur er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor fur ausfuhrliche Diskussionen um die Frage der
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Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die flr Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene  Unterstitzungsmassnahmen  fir die  Wirtschaft am  Laufen,
Einschréankungen bestanden jedoch fast keine mehr.

Sport

Zumindest wahrend ihrer Rekrutenschule kénnen Spitzensportler inskinftig mit mehr
Verstandnis seitens des Staates rechnen. Da die viermonatige RS oft negative
Auswirkungen auf Training und Wettkampf hat, wurde das Pilotprojekt «Sportkompanie
ad hoc» ins Leben gerufen. Athleten mit Ausweisen des nationalen Komitees fur
Elitesport, Mitglieder von Nationalmannschaften A und B und Junioren sowie weitere
Elitesportler kénnen, falls sie dafiir selektioniert werden, einen Teil ihrer RS (25 Tage)
mit individuellem Training und einer Ausbildung zum Sportanimator verbringen. In
dieser Funktion sollen sie dann ihre Wiederholungskurse in den Rekrutenschulen
leisten. *

Das schlechte Abschneiden der Schweizer Athletinnen und Athleten an den
Olympischen Spielen von Albertville (Frankreich) und Barcelona (Spanien) liess erneut
die Frage nach der Rolle des Staates im Elitesport aufkommen. Wéhrend der frihere
Spitzensportler und heutige FDP-Generalsekretar Kauter schon mal laut Uber die
Schaffung eines Staatssekretariats fur Sport nachdachte, gab man sich bei den anderen
Parteien eher reserviert. Der flur Sport zustandige Bundesrat Cotti liess ebenfalls keinen
Zweifel daran, dass sich die Regierung weiterhin nicht in die Belange des
Hochleistungssports einmischen will. ©

Mitte Mai 1994 konnte die Eidgendssische Sportschule Magglingen (ESSM) im Beisein
von Bundesratin Dreifuss und von rund 900 Gasten aus Sport, Kultur, Politik und
Wissenschaft ihr 50-jahriges Bestehen feiern. Die ESSM nutzte ihr Jubildaum, um mit
gezielten Aktionen an die Offentlichkeit zu treten und ihre Bedeutung zu
unterstreichen, die sich seit der Grindung 1944 - als sie in erster Linie als
Unterstitzung der Wehrhaftigkeit der Schweizer Armee verstanden wurde - stark
geandert hat. In Zusammenarbeit mit dem Bundesamt fur Kultur wurde ein
Jubildumssymposium durchgefihrt, an welchem rund 150 Vertreterinnen und Vertreter
verschiedenster Institutionen das Sportverstéandnis als Orientierungsrahnmen flr die
kiinftige Entwicklung des Sportes und als Element der gesamtgesellschaftlichen Kultur
definierten und prazisierten. "

Der vom Verein Solothurner Polittage jahrlich vergebene <«Wengistein», eine
Auszeichnung fur «exemplarische Zivilcourage» ging dieses Jahr an die Schweizer
Fussballnationalmannschaft. Die Fussballer wurden daflir ausgezeichnet, dass sie die
internationale Medienprasenz eines Landerspiels gegen Schweden dafir nutzten, um
gegen die vom neuen franzdsischen Staatsprésidenten Chirac angeordnete
Wiederaufnahme der unterirdischen Atomtests im Stidpazifik zu demonstrieren. 2

Die Anwesenheit der Bundesrate Ogi und Dreifuss bei den olympischen Sommerspielen
von Atlanta (USA) konnte als Zeichen daflir gewertet werden, welche Bedeutung die
Landesregierung einer Kandidatur der Schweiz beimisst. Bei dieser Gelegenheit
nahmen die beiden Magistraten auch Stellung zu den Gerlchten, wonach der Bereich
Sport und insbesondere die Sportschule Magglingen vom EDI ins EMD wechseln solle.
Bundesrat Ogi bestatigte seine diesbezlglichen Aspirationen. Bundesratin Dreifuss
vertrat hingegen die Ansicht, dass der Sport keine militarische Aufgabe, sondern
vielmehr Teil der Sozial-, Gesundheits- und Umweltpolitik sei. Aus diesem Grund sei das
Ressort vor zwolf Jahren vom EMD losgeldst worden. Allerdings kénnte sie sich
vorstellen, dass der Sport gewissermassen "ad personam" zu Adolf Ogi Ubergehen
kénnte.
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Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement fiir
Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionar Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen fir ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritaten erklérte er die
Foérderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplatzen fur den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat fir ihn die Durchfihrung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement fUr den Sport - das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess - fihre dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, fur die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. ™

Eine grossere sportpolitische Lawine trat der scheidende Prasident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewahlten Mitglieder des 10C,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwurfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren |OC-Mitgliedern bestatigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben koénnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwdrfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gesprache zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. ®

Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) fur seine Kandidatur fur die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen fur die
Durchfuhrung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das |OK die
Korruptionsvorwtrfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und fur
die weitere Vergabe von Austragungsorten ,saubere™ Verhéltnisse in Aussicht stellte.

Um so grosser war die Enttduschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag fur
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund fur die Vergabe an Italien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
personliche enge Beziehungen zu I0C-Prasident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms fir den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenliber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Sliindenbdcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte Uber die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das I0C sowie die internationale Isolation der Schweiz. "

Ebenfalls in  Magglingen gab Ogi im November vor rund hundert
Spitzensporttrainerinnen und -trainern seinem Unmut Uber die Stellung der Schweiz im
internationalen Hochleistungssport Ausdruck. Verglichen mit anderen européischen
Landern mit ahnlicher Grésse und Bevolkerungszahl und vergleichbaren 6konomischen
Méglichkeiten sei die Schweiz fast schon sportpolitisches Entwicklungsland. Ogi ortete
funf Felder, in denen Verbesserungen moglich sein mussten: Schliessen der Licken in
der Forderungskette (von Klub bis Verband) junger Spitzensportler, Durchlassigkeit
zwischen Schule und Intensivtraining, Anerkennung des Spitzensports als Berufslehre,
Forderung von Nachwuchsprojekten und Schaffung eines lokalen Sportnetzes.
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Die Fussball-Europameisterschaft 2008, die gemeinsam von der Schweiz und von
Osterreich ausgerichtet wird, vermochte auch im Berichtsjahr die Gemiiter zu erhitzen.
Fur politischen Sprengstoff sorgte vor allem das Eingestandnis des Bundesrates, sich
bei den Kosten flr die 6ffentliche Hand massiv verrechnet zu haben. Wahrend das
Parlament 2002 noch von einem Bundesbeitrag von 3,5 Mio Fr. ausgegangen war, den
es auch prompt bewilligt hatte, rechnete das VBS nun in erster Linie aus
Sicherheitsgrinden (Hooliganismus) mit Gesamtkosten von 203,6 Mio Fr., wovon auf
den Bund 93,5 Mio entfallen sollen, 28,5 Mio auf die Gesamtheit der Kantone und 81,6
Mio Fr. auf die ,Host cities™. (Zur Bekdmpfung des Hooliganismus soll das Bundesgesetz
zur Wahrung der inneren Sicherheit verschéarft werden, siehe dazu hier). Das flhrte
nicht nur in den Austragungsorten, vor allem in Bern und Genf, zu heftigem Unmut bis
hin zu Boykott-Drohungen, umso mehr als sich UEFA und Schweizerischer
Fussballverband trotz der erwarteten enormen Gewinne weigern, sich mehr als nur
symbolisch an den Sicherheitskosten zu beteiligen; auch im Gesamtbundesrat stiess
VBS-Vorsteher Schmid vorerst auf wenig Gegenliebe. Er wurde von seinen Kollegen
aufgefordert, die aus dem Ruder laufenden Kosten besser zu begriinden. Das VBS ging
noch einmal Gber die Blicher und reduzierte die Kosten flr die 6ffentliche Hand auf 180
Mio Fr., wovon der Bund rund 75 Mio Fr. Ubernehmen soll; geméass einem vom Bund in
Auftrag gegebenen Gutachten mdusste aus rechtlicher Sicht der SFV  séamtliche
Sicherheitskosten des Grossanlasses Ubernehmen.

Fur viel Unverstandnis sorgten auch die millionenschweren Auflagen, welche die UEFA
den ,Host cities® machen will, sowie ihr Ansinnen, die von ihr ausgerichteten
Siegerpramien dem Schweizer Fiskus zu entziehen.

Trotz der Querelen vom Vorjahr wird Zurich doch noch drei EM-Vorrundenspiele
durchfihren kénnen; nachdem keine Rekurse eingegangen waren, stimmten die
Zircher Stimmberechtigten einem Kredit von rund 120 Mio Fr. flr einen Neubau und
einen EM-gerechten Ausbau des Letzigrund-Stadions zu.

Die Fussball-Europameisterschaft EURO 2008, der drittgrosste Sportanlass der Welt
nach Olympischen Spielen und Fussball-Weltmeisterschaften, die von der Schweiz und
Osterreich ab dem 6. Juni 2008 ausgerichtet wird, erzeugte in der Bevélkerung, in den
Medien und in der Politik auch negative Reaktionen. Insbesondere wurde kritisiert, dass
damit hohe, Uber Steuern finanzierte Ausgaben auf die Schweiz und die vier ,Host-
cities” (Basel, Bern, Genf und Zurich) zukommen, dass der Gewinn flur die
Volkswirtschaft dagegen nur marginal sei, da die Erfolgshonorare der Spieler und die
milliardenschweren Gewinne der UEFA (Vermarktung der TV-Rechte, Sponsorvertrage)
nicht oder nur zu einem verschwindenden Teil in der Schweiz versteuert werden
mussen, da die UEFA den Grossteil der Gewinne an die (ausldndischen)
Mitgliederverbande verteilt und in der Schweiz als gemeinnitziger Verein kaum Steuern
bezahlt. (Zu Fragen bezlglich der EURO 08 im Bereich der inneren Sicherheit
(Hooliganismus) sowie der Leistungen der Armee siehe hier resp. hier)

Die Sportverbande und die kantonalen Polizeidirektoren einigten sich beim siebten
Runden Tisch gegen Gewalt im und um den Sport auf verbindliche Massnahmen. So soll
in den Fussballstadien und deren Umgebung mittelfristig nur noch Leichtbier
ausgeschenkt werden. Ausserdem mussen alkoholfreie Getrénke billiger sein als Bier.
Fur Hochrisikospiele wird gar ein Alkoholverbot gepruft. Geplant wurde darlber hinaus
ein Rahmenkonzept ,Fan-Arbeit®, das die Rolle und Aufgabe der Fan-Arbeit definiert.
Strengere Zutrittskontrollen werden ebenfalls geprift. Vorgesehen sind auch
Massnahmen gegen das Abschiessen von Feuerwerkskorpern. 2

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen gedusserten Interesses an
einer Kandidatur fiir die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. Marz 2016
eine  ausserordentliche  Versammlung des  Schweizerischen  Sport-  und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») - bestehend aus Delegierten der olympischen Verbénde
der Schweiz - entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstitzen: Erstens musse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren kénnen und zweitens musse die Kandidatur
so attraktiv und Uberzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
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vereinen konne. Darlber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erflllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstutzung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor fir eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Sudostschweiz» formulierte. Fir den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt Uber vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 missten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem mussten bis zum darauffolgenden Frihling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat fur die Olympischen Spiele 2026
gewahlt und aufgestellt werden kdnne. Fur eine solche Wahl mussten aber samtliche
Bedingungen erflllt sein, betonte Swiss Olympic.

Neben den drei Schweizer Kantonen Graubilnden, Wallis und Bern und der
Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbéande sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut Uber diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich fur die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemass
dem obersten «Schweizer Sportler» (Stidostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments erdffnete, stellten die Olympischen
Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Buhne zu
prasentieren. Dem stimmte auch Jorg Schild als Préasident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjahrlichen Sportfests. Es handle sich darlber
hinaus um eine «grosse Chance fur die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
Okologische und finanziell tragbare Spiele moglich seien», so Schild gegentber der
Stdostschweiz.

Es gelte allerdings zu beachten, dass die grosste Hurde fur die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude Uber den
positiven Entschluss ein. Diese kdnnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren kénnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlasse in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstltzung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat.

Kritische Stimmen gegenuber einer Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor fur
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Muller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «klaglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gesprach mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Halfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevolkerung. Dies sei
auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurickzufihren, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor fur Public Management an der UNIL: Sie gélten als zu
teuer und zu elitar. Dazu kdmen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezlglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschaden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Landern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwlnscht,
hielt Swiss Olympics-Prasident Jorg Schild dagegen.

Geméss einer reprasentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befurwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevolkerung generell
eine Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ahnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
Uberwdgen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgepragter
«innerhelvetischer Solidaritat mit Tourismusregionen», schrieb die Stidostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem préaferierten Projekt, wobei die Bandner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
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jede flnfte befragte Person bevorzugte diese gegenliber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. ?

Knapp zwei Jahre nach der Ablehnung der Bindner Olympia-Kandidatur 2022 durch
das Stimmvolk Graublndens wagte der Regierungsrat mit einer positiven Antwort auf
einen Auftrag Cavegn (cvp) fur die Unterstltzung einer Kandidatur fiir die Olympischen
Winterspiele 2026 im August 2015 einen erneuten Anlauf. Dieser Prozess war von den
drei Blindner Wirtschaftsdachverbanden und Hotelleriesuisse Graublnden angestossen
und unterstitzt worden. Die Begrindung: Die wirtschaftliche Situation im Kanton
Graubiinden habe sich seit 2013 stark verschlechtert, in einzelnen Télern sei die
Situation gar «alarmierend». Schweizerische Olympische Winterspiele kdnnten dieser
Problematik Abhilfe verschaffen und der Wirtschaft sowie dem Tourismus den
notwendigen Schub verleihen. Nach der positiven Reaktion der Kantonsregierung und
deren Antrag auf Annahme Uberwies das Kantonsparlament den Auftrag in der
Wintersession 2015 und gab damit das «definitive Startsignal» (NZZ) zur Ausarbeitung
einer Kandidatur des Kantons Graubtnden.

Wie Andreas Wieland, der Vorsteher des Projektteams, welches aus prominenten
Personen aus Wirtschaft und Tourismus bestand, gegenlUber der NZZ verlauten liess,
liege der Schwerpunkt der Bindner Kandidatur 2026 - anders als bei der Kandidatur
2022 - stéarker auf der bestehenden Infrastruktur und weniger auf Neubauten. So
sollten die Winterspiele 2026 dezentral und verteilt Uber die Bergregionen des Kantons
Graublnden, aber auch in der restlichen Schweiz mit einer modernen High-Tech-
Ubertragung stattfinden. Der Schneesport solle im Biindnerland und der Hallensport
vorwiegend in Zlrich ausgetragen werden, so der Plan.

Neben der Zustimmung der Blndner Wirtschafts-, Tourismus- und bdurgerlichen
Politikkreise zu potenziellen Olympischen Spielen 2026 wurden auch kritische Stimmen
zu einer moglichen Blndner Kandidatur laut. Diese stammten vorwiegend aus den
Reihen der linken Parteien sowie des Komitees «Olympiakritisches Graublnden»,
welche sich bereits beim Vorgangerprojekt zwei Jahre zuvor gegen eine Kandidatur
gewehrt hatten. «Milliardeninvestitionen in den Ubersattigten Wintertourismus» (NZZ)
sowie der den Winterspielen vorauseilende Ruf des Gigantismus seien im Ostschweizer
Kanton deutlich fehl am Platz und brachten nachhaltig keinen Profit ein, lautete das
Argument. Wahrend die SP dem Vorhaben nicht vollstandig ablehnend gegenlberstand,
zeigte sich die Partei doch besorgt Uber die starke Kostenunsicherheit. Wie SP-
Grossrat Jon Pult im Gesprach mit der Sudostschweiz postulierte, leide die
Glaubwdurdigkeit der Diskussion zu den Olympischen Spielen stark unter dem Fakt, dass
die «gleichen Reprasentanten, die vor wenigen Jahren gesagt haben, dass die damalige
Blndner Kandidatur sehr gut sei, alle profitieren wirde, sauber sei, nachhaltig und
umweltbewusst» jetzt sagten, dass die neue Kandidatur «ganz anders» sei.

Im Oktober 2016 erhielt der Kanton Graubinden schliesslich eine Absage des Wunsch-
Parnerstandorts Zurich: Die Stadt werde keine weitreichenden Garantien Ubernehmen,
sich nicht als Host City zur Verfagung stellen, nicht im OK mitwirken und auch keine
neue Infrastruktur fur die Olympischen Spiele schaffen, so die Position der Zircher
Stadtregierung. Sie sei allerdings offen daflr, die Ero6ffnungs- und Schlusszeremonie
und auch die Medaillentibergaben vor dem Panorama der Stadt Zurich abzuhalten -
gegebenenfalls gegen eine Entschadigung.

Anfang Dezember 2016 verkindete der Bundesrat, dass er eine Schweizer Olympia-
Kandidatur begrisse, und zeigte sich grundséatzlich bereit, diese auch finanziell zu
unterstitzen. Noch im selben Monat hiess der Buindner Grossrat eine
Regierungsbotschaft fir den Verpflichtungskredit in der Hohe von CHF 25 Mio. mit 97
zu 17 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. Von dem fur die Kandidaturphase des Bindner
Projekts bis zur Vergabe des Standorts der Olympiade 2026 durch das Internationale
Olympische Komitee im Herbst 2019 vorgesehenen Verpflichtungskredit wirde der
Kanton Graublnden jedoch maximal CHF 9 Mio. Ubernehmen mdissen, fur den
restlichen Betrag wirden der Bund und Swiss Olympic je zur Halfte aufkommen, fihrte
die grossratliche Kommission fur Wirtschaft und Abgaben in ihrer Medienmitteilung auf.
Das letzte Wort beztglich der Finanzierungsfrage und somit auch zur Kandidatur werde
Mitte Februar 2017 das Bindner Stimmvolk haben, so die NZZ.

Parallel zu diesen Entwicklungen prifte der Schweizerische Sport- und
Olympiadachverband ~ Swiss  Olympics auf nationaler Ebene verschiedene
Voraussetzungen, welche Veranstaltende von schweizerischen Olympischen Spielen
erfullen mussten. Neben dem Buindner Projekt standen auch ein Walliser und ein
Berner Projekt fur Olympische Spiele 2026 zur Diskussion, zudem hatte auch die
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Genferseeregion bereits Interesse an einer Kandidatur bekundet. %

Nach einer Vorbereitungsphase flr eine Kandidatur fiir Olympia 2026 im Graubiinden
von knapp einem Jahr stand im Februar 2017 der Biindner Volksentscheid zum Kredit
von CHF 25 Mio. zur Ausarbeitung einer Olympia-Kandidatur an.

Die BeflUrwortenden und die Gegnerschaft der Blndner Kandidatur flhrten einen
Abstimmungskampf mit dusserst ungewissem Ende - wie die Medien betonten -,
nachdem eine Kandidatur fur Olympia 2022 erst wenige Jahre zuvor trotz gross
angelegter Pro-Kampagne an der Urne gescheitert war. Die Voraussetzungen flr eine
Olympia-Kandidatur hatten sich in den vergangenen Jahren mit der neuen Olympischen
Agenda 2020 des IOK jedoch geadndert, argumentierten die BefUrwortenden - allen
voran Mitinitiant des Projekts Andreas Wieland, welcher versicherte, dass das Bundner
Konzept diesen neuen Forderungen weitgehend entspreche. Die Beflirwortenden sahen
in Bundner Winterspielen im Sinne einer gross angelegten Standortférderung die
Chance, den Tourismus und die Wirtschaft des Kantons anzukurbeln, nachdem sich
Letztere seit 2013 massiv verschlechtert habe. Wie der Volkswirtschaftsdirektor des
Kantons, Jon Domenic Parolini (GR, bdp), vor der Abstimmung befand, stiinden die
Chancen fur eine Annahme in den touristischen Regionen des Kantons grundsatzlich
gut. Die weniger touristischen Ortschaften wie das Rheintal mussten jedoch noch
starker flr die Vorteile des Vorhabens sensibilisiert werden, so seine Einschatzung. Zu
den organisierten Beflirwortenden gehodrten unter anderem die blrgerlichen Parteien,
die BuUndner Wirtschafts- und Tourismusverbdnde sowie die Ostschweizer
Regierungskonferenz.

Die Kontrahenten des Vorhabens - bestehend aus dem Komitee «Olympiakritisches
Graublinden» sowie aus den linken Parteien und den Umweltverbédnden - sahen in
einer Volksabstimmung so kurz nach dem letzten Volksnein eine «Zwéangerei». Gemass
Jon Pult (GR, sp), dem prominentesten Gegner des Olympiavorhabens, bestehe in der
Bevolkerung grosser Unmut Uber diese erneute Abstimmung. Auch der enge Zeitplan -
welcher sich nach dem Vorverschieben der Volksabstimmung auf Wunsch von Swiss
Olympics noch verdichtet hatte - bot Stoff fur Kritik: Die transparente Auflistung der
genauen Kosten sei damit nicht moglich und der Bevolkerung werde so die «Katze im
Sack» verkauft, so Sylvia Semadeni (GR, sp) im Gespréch mit der LZ. Weiter gab die
Kontra-Seite zu bedenken, dass der Gigantismus mit der «Pseudoreform-Agenda
2020» (NZZ) nicht wesentlich verhindert werde, es handle sich dabei vielmehr um eine
«Imagelbung» (AZ) des IOK. Auch dass die Winterspiele den gewlnschten grossen
Profit fur alle abwerfen werden, bezweifelte Pult; viel wahrscheinlicher sei es, dass sie
nichts als hohe Defizite fir die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hinterliessen und
kurze wirtschaftliche «Strohfeuer» (WW, LZ) die bestehenden wirtschaftlichen
Probleme nicht nachhaltig wirden 16sen kénnen.

Am 12. Februar 2017 erlosch «Graubiindens Olympia-Flammchen> (NZZ) schliesslich
vollstandig. Die Stimmbevolkerung lehnte die Vorlage an der Urne mit einem Nein-
Stimmenanteil von 60.1 Prozent und einer Stimmbeteiligung von 50.1 Prozent ab und
zeigte damit, dass sich die Haltung gegentber den Olympischen Spielen seit dem
Volksnein 2013 nicht grundlegend veréndert hatte. Die Angst vor einem Finanzdesaster,
Gigantismus und Fremdbestimmung tberwogen noch immer, war sich die Presse einig.
Das klare Nein sei nicht zuletzt einerseits auf das bevdlkerungsstarke Chur und
andererseits auf die moglichen Host-Citys und Tourismus Hotspots St. Moritz, Arosa
und Davos zurlckzuftuhren, welche entgegen den Erwartungen der Beflrwortenden den
Kredit fur die Ausarbeitung von Winterspielen in ihrem Kanton ablehnten. Im Rennen
um die schweizerischen Olympischen Spiele 2026 verblieb damit nur noch die Walliser
Kandidatur. 2

Im Juni und Anfang Juli 2019 wurde in Frankreich die Frauenfussball-
Weltmeisterschaft ausgetragen. Obwohl die Schweiz die Qualifikation flr das Turnier
nicht geschafft hatte, war hierzulande im selben Monat wie der Frauenstreik auch die
Geschlechtergleichberechtigung im Fussball ein Thema, das von den Medien
aufgegriffen wurde.

So lancierte beispielsweise Sarah Akanji (ZH, sp), Zircher Kantonsrétin und Fussballerin,
zusammen mit Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG) eine Petition, mit
der sie beim SRF erwirken wollte, dass alle Spiele dieser Frauenfussball-
Weltmeisterschaft mindestens online live gestreamt und die Endrunde live im
Fernsehen gezeigt werden. Beim SRF stiessen diese Forderungen jedoch auf wenig
Verstandnis. Das Programm werde unabhéngig von politischen Interessen
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zusammengestellt. Gegenlber den Medien zeigte sich Akanji enttduscht, da durch den
Livestream ein neues Publikum hatte erreicht werden kénnen. Denn gerade die
Offentlichkeit und Sichtbarkeit - wie zum Beispiel die Ausstellung der FIFA zum
Frauenfussball - seien eminent wichtig, um zu zeigen, dass Frauen und Méanner «gleich
viel wert sind».

Auch die Lohnunterschiede zwischen Fussballerinnen und Fussballern wurde in den
Medien diskutiert. Wéhrend der deutsche Sportékonom Frank Daumann die
Differenzen mit dem  Angebot-Nachfrage-Prinzip  rechtfertigte, forderten
Fussballerinnen den gleichen Lohn flur die gleiche Arbeit. Neben den
Gehaltsdifferenzen zwischen den Geschlechtern zeigten sich zum Zeitpunkt der WM
ebenfalls Unterschiede bezlglich Bezahlung zwischen den verschiedenen Frauenteams:
Schweizweit waren 2018 lediglich zwei Spielerinnen vom Servette FC als Profis
registriert. 16 der 25 Nationalspielerinnen spielten 2019 im Ausland, wo das Gehalt und
die Bedingungen als besser gelten.

In der Zwischenzeit stiess die Frauenfussball-Weltmeisterschaft weltweit auf so grosses
Interesse wie noch nie zuvor. Uber eine Milliarde Zuschauerinnen und Zuschauer
verfolgte den Anlass Uber das Fernsehen und auch in der Schweiz war die
Berichterstattung Uber die Veranstaltung beachtlich. Verschiedene Zeitungen befassten
sich mit dem Frauenfussball-Boom und erklarten, die Schweizer Fussballvereine
mussten nun aufpassen, dass sie bezuglich weiblicher Teams den Anschluss an die
Clubs anderer Lander nicht verléren. 2

Im Juni 2019 gastierte der Formel-E-Zirkus in der Stadt Bern. Obwoh| das Budget von
CHF 15 Mio. durch Sponsoren getragen wurde und somit keine Steuergelder flossen, die
Tickets innerhalb einiger Minuten ausverkauft waren und Uber 100'000 Leute live
mitverfolgten, wie mit Sébastien Buemi ein Schweizer aufs Podest fuhr, fand der ganze
Anlass nicht ohne Nebengeréausche statt.

Bereits im Vorfeld war das Rennen stark umstritten. Wahrend fur die Stadtregierung die
Elektromobilitat sowie die neuen Technologien im Zentrum standen und
Sicherheitsdirektor Reto Nause (BE, cvp) den Anlass als «Event in der Champions
League» bezeichnete, dusserten die Gegnerinnen und Gegner den Vorwurf, das Rennen
sei nicht nachhaltig und nittze nur dem Tourismus und dem Veranstalter. Die Regierung
wurde vom Parlament heftig kritisiert und Gemeinderatin Ursula Wyss' (BE, sp) positive
Haltung gegenlber der Veranstaltung flhrte in der SP-Parteifihrung zu Diskussionen.
Umweltschitzer und -schitzerinnen betonten, die Formel-E sei umweltschédlich und
Elektroautos stellten keine wirksame Massnahme gegen den Klimawandel dar. Zudem
wiesen sie auf die 1'000 Lastwagenfahrten hin, die flur den Materialtransport nach Bern
notig gewesen waren. Die Veranstalter ihrerseits machten auf ihre Partnerschaft mit
myclimate aufmerksam und erklérten, dass ihr Ziel eine klimafreundliche Durchfihrung
des Events sei. Laut der Berner Zeitung verursachte der gesamte E-Prix-Zirkus im
Vorjahr aber 32'000 Tonnen COLD.

Weitere Spannungen gab es bezlglich der Streckenfihrung, welche die Veranstalter
wegen der Kulisse so nahe wie moglich bei der Stadt haben wollten. Dadurch waren
Teile des Obstbergquartiers fur einige Tage nicht mehr mit dem Auto erreichbar und
auch der offentliche Verkehr war eingeschrankt. Geméass Heini Gysel, Prasident der
Nachbarschaftsgruppe, sprachen sich 9 von 10 Einwohnerinnen und Einwohner gegen
den Anlass aus. Die Kommunikation sei mangelhaft gewesen und man sei enttéauscht von
der rot-griinen Regierung. Ein weiterer Vorwurf lautete, dass die Anwohnerinnen und
Anwohner nie gefragt worden seien, ob sie das Rennen wollten. Doch nicht alle im
Obstbergquartier waren dem Rennen gegenlber negativ eingestellt. So gab es
beispielsweise auch Personen, die ihren Balkon fur eine bessere Sicht auf die Strecke
vermieteten.

Nicht nur Bewohnerinnen und Bewohner des Obstbergquartiers zeigten sich nicht sehr
erfreut Uber den Event, auch die Begeisterung der Ladenbesitzer und -besitzerinnen in
der Altstadt hielt sich in Grenzen. Grund daflr war das sogenannte E-Village, also die
Fanzone, mit der einige Gassen vollig zugestellt wurden. Kundinnen und Kunden blieben
in der Folge wegen des erschwerten Zugangs aus und die Eigentimer und
Eigentimerinnen der Geschéafte beschwerten sich, dass sie nicht informiert worden
seien.

Der Formel-E-Veranstaltung wurde zudem mit Protest begegnet. Das Grine Blindnis
und einige andere linke Parteien bildeten zusammen das Bundnis «Formel-E ade». Am
Donnerstag vor dem Rennen gab es eine bewilligte Velodemonstration, an der gut 1'000
Personen teilnahmen. Weil dabei Infrastrukturen, Werbebanner wie auch TV- und
Stromkabel beschadigt wurden, was in einem Sachschaden von CHF 400'000
resultierte, konnte am Freitag ein geplantes Training erst gegen Abend stattfinden.
Alberto Longo, stellvertretender Geschaftsfihrer der Formel-E, zeigte kein Verstandnis
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flr die Vandalen und liess verlauten, dass man rechtliche Schritte priifen wolle. Obwohl
das Rennen friedlich verlief, kam es auch in den darauffolgenden Tagen noch zu
Problemen. So funktionierte wegen den Abbauarbeiten auch drei Tage nach der
Veranstaltung der OV nicht véllig reibungslos.

Eine Ruckkehr der Formel-E nach Bern dulrfte unwahrscheinlich bleiben. Dies nicht nur
wegen den Gegnern und Gegnerinnen, sondern auch weil - wie im Januar 2020 bekannt
wurde - die Swiss E-Prix Operations AG, die Organisatorin der Schweizer Formel-E-
Rennen, Konkurs ging. °

Vom 23. bis zum 25. August 2019 fand in Zug das Eidgendssische Schwing- und
Alplerfest (ESAF) statt, iber das in den Medien ausfiihrlich berichtet wurde. In dem
weltweit grossten temporaren Stadion der Welt wurde Christian Stucki vor 56'500
Zuschauern zum Schwingerkdnig gekront. Es handelte sich um das bislang grosste
Schwingfest der Geschichte. Das Budget von CHF 36.5 Mio. entsprach geméss Presse
dem Sechsfachen von dem, was 1998 in Bern flr das damalige Schwingfest budgetiert
worden war. Doch nicht nur die Gelder, sondern auch die Anzahl Zuschauer und
Zuschauerinnen hatte in den vergangenen 25 Jahren stetig zugenommen. Auf dem 105
Fussballfelder grossen Festgelénde fanden sich in drei Tagen schatzungsweise 420'000
Personen ein. Im Vorfeld hatte man mit 85'000 Logiernachten gerechnet.

Entsprechend gross war auch die Nachfrage nach Tickets gewesen. Mehr als 180'000
Leute hatten sich fur die der allgemeinen Offentlichkeit zur Verfiigung stehenden
Eintrittskarten interessiert. Dies machten sich einige Billettinhaber und -inhaberinnen
zunutze, indem sie die CHF 150 bis CHF 245 teuren Karten auf Internetplattformen wie
Ricardo fir bis zu CHF 1600 fur zwei Tickets weiterverkauften. Das
Organisationskomitee ging gegen diese Weiterverkaufe mittels Drohungen vor, mit dem
Ziel die Verkaufer und Verkauferinnen zu belangen und die weiterverkauften Billette fur
unglltig zu erkléaren.

Der Grund fur das breite Interesse der Allgemeinheit am Schwingsport schrieben die
Medien dem Fernsehen zu. Hatte man 2001 noch vor dem Schlussgang zur Endphase
eines Formel-1-Rennens umgeschaltet, so ware dies 2019 undenkbar gewesen. Das SRF
konnte mit Uber einer Million Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern und einer
Traumquote von siebzig Prozent einen grossen Erfolg verbuchen. Neben der hohen
Einschaltquote konnte das Staatsfernsehen auch vom fur sie ausserordentlich
gunstigen Deal mit  dem  Schwingverband profitieren. Rolf  Gasser,
Verbandsgeschaftsfihrer, wollte zwar keine Zahlen nennen, der Jahresrechnung lasst
sich allerdings entnehmen, dass das SRF dem Verband fir die TV-Rechte pro Jahr
lediglich CHF 172'320 entrichten muss - die Verbande des Fussballs und Eishockeys
kassieren vergleichsweise ca. CHF 30 Mio. pro Jahr. Dieser Vertrag lauft noch bis 2022,
der Schwingverband hat allerdings nicht vor, danach an der momentanen Situation
etwas zu verandern. Es sei eine «Win-win-Situation» fur beide Seiten, so Gasser in der
Aargauer Zeitung.

Auch die Schwinger - im Zusammenhang mit dem ESAF erhalten Schwingerinnen kaum
Aufmerksamkeit - selber konnten vom wachsenden Interesse an ihrem Sport
profitieren, denn nun waren auch Sponsoren an ihnen interessiert. 2010 wurde das
Werbeverbot fir Schwinger aufgehoben. Innerhalb der Arena mag sémtliche Werbung
zwar immer noch verboten sein, die privaten Werbeeinkinfte wuchsen jedoch
zwischen 2011 und 2019 von CHF 690'000 auf CHF 2.277 Mio. an. Das ESAF selber
konnte dank dem Sponsoring CHF 17 Mio. einnehmen. Zudem gab es so viele Anfragen
von Privaten oder Organisationen, die den Siegermuni Kolin sponsoren wollten, dass
ausgelost werden musste, wem diese Ehre zuteil wurde.

Verschiedene Zeitungen befassten sich auch mit der Frage, ob Schwingen politisch sei
oder nicht. Wahrenddem die Aargauer Zeitung feststellte, dass in den vergangenen 25
Jahren mit Ausnahme von Christoph Blocher 1999 alle Hauptredner des
Eidgendssischen Schwing- und Alplerfests Bundesrate waren, griff der Tages Anzeiger
einige Geschichten auf, unter anderem dass das Schwingen, welches urspringlich
verboten gewesen war, von Berner Aristokraten 1805 genutzt wurde, um die landliche
Bevolkerung des Oberlandes fur sich zu gewinnen. Gemass dem Autor dieses Artikels
war der Schwingsport «stets politisch, wurde immer schon instrumentalisiert und
eigennltzig geférdert». Heinz Tannler (ZG, svp), OK-Président des ESAF Zug 2019 und
Regierungsrat des Kantons Zug, kandidierte im Herbst 2019 fur einen Sitz im Standerat.
Er selber erklarte im Vorfeld des Schwingfests, dass die Publizitat des Schwingfests
sicherlich nutzlich sei, dass sich die beiden Termine aber zuféllig kreuzten und er
bereits seit sechs Jahren OK-Prasident des ESAF sei. Wie sich im November 2019 zeigen
sollte, schaffte er trotz des gelungenen Schwingfests den Sprung ins Stéckli nicht. 2
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Im November 2019 nahmen die Medien das Fehlen von italienischen Durchsagen bei
Fussball-Landerspielen auf. Anlass dazu war das Spiel der Schweizer
Nationalmannschaft gegen Georgien in St. Gallen, wo zwar deutsche, franzdsische und
englische Durchsagen gemacht, das Italienische aber aussen vor gelassen wurde. Diego
Erba, Koordinator des Forums flr das Italienische in der Schweiz und ehemaliger
Generalsekretar der Tessiner Bildungsdirektion, der sich das Spiel live angeschaut
hatte, wandte sich in der Folge per Brief an den Schweizer Fussballverband (SFV). Darin
stellte er die Forderung auf, dass kunftig alle offiziellen Durchsagen auch in
italienischer Sprache gemacht werden mussten, da der dritten Landessprache sonst zu
wenig Respekt gezollt werde. Sportministerin Viola Amherd und dem aus dem Kanton
Tessin stammenden Aussenminister Ignazio Cassis liess er eine Kopie des Schreibens
zukommen. Wahrend das VBS nicht auf die Beschwerde einging, stiess diese bei Ignazio
Cassis auf offene Ohren. Eine seiner Mitarbeiterinnen hob die Wichtigkeit der
Nationalmannschaft fir den Zusammenhalt des Landes wie auch flir das weltweite
Ansehen der Schweiz hervor. Zudem sei die Tatsache, dass man hierzulande drei
Amtssprachen respektive vier Landessprachen beheimate, inharenter Teil der
schweizerischen DNA. Neben Erba zeigte sich auch Franco Narducci, Président einer
Vereinigung zur Forderung des ltalienischen in Zirich, unzufrieden damit, dass
Italienisch bei den Landerspielen jeweils nicht bertcksichtigt werde. Er wolle sich mit
einem ahnlichen Schreiben an die beiden Bundesrate wenden, sagte er gegentber den
Medien. Der Schweizer Fussballverband erklérte Ende November, man werde die
Sprachenpolitik Uberprifen. Dominique Blanc, SFV-Prasident, schirte zu diesem
Zeitpunkt nicht allzu grosse Hoffnungen auf eine Veradnderung. Er erachte es aus
praktischen Griunden als eine Unméglichkeit, viersprachige Durchsagen zu machen, da
dies zu viel Zeit in Anspruch nehmen wirde. Aus Sicherheitsgrinden mussten die
Ansagen auch von den Gastefans verstanden werden - daher die englischen
Durchsagen. Trotz dieser nicht sehr aussichtsreichen Aussage gab der SFV im
darauffolgenden Februar bekannt, dass er bezlglich seiner Sprachenpolitik Uber die
Blicher gegangen sei. Von nun an wirden die Durchsagen in der am Spielort
gesprochenen Sprache sowie in einer Sprache, die fur das Gastteam versténdlich sei,
durchgefuhrt. Das Forum fur das Italienische in der Schweiz zeigte sich mit dieser
Lésung zufrieden. ?/

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

Sport verbindet, und zwar im Jahr der Olympischen Winterspiele in Sotschi die
Rétoromanen mit dem Rest der Welt. Die beachtlichen Leistungen der Athletinnen und
Athleten ratoromanischer Muttersprache, allen voran Doppel-Goldmedalliengewinner
Dario Cologna, gefolgt von Kombinationssieger Sandro Viletta und den beiden
Silbermedaillengewinnern Selina Gasparin  und Nevin Galmarini, fanden auf
internationaler Plattform nicht nur die verdiente sportliche Anerkennung, sondern
forderten daruber hinaus breites Interesse an der ratoromanischen Sprache und Kultur
zu Tage. Urs Gadruvi, Generalsekretar der Lia Rumantscha, berichtete von
Mitarbeitenden der Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die mehr damit
beschaftigt waren, Interviews zu ihrer Herkunft zu geben als selber Interviews zu
fuhren. %

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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Parteien
Linke und 6kologische Parteien

Auf der &aussersten Linken machte sich vermehrt ein Bestreben nach engerer
Zusammenarbeit geltend. Die Autonomen Sozialisten des Tessins (Partito socialista
autonomo, PSA) hatten im Vorjahr der Partei der Arbeit (PdA) und den Progressiven
Organisationen (POCH) eine Institutionalisierung der Kontakte vorgeschlagen. Aus
mehrmonatigen Besprechungen ergab sich das Vorhaben einer gemeinsamen Initiative
fur Verlangerung der gesetzlichen Ferien, an der man auch die Sozialdemokraten zu
beteiligen gedachte. Doch diese lehnten ein Zusammenwirken ab und beschlossen, mit
dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund eine schon 1976 grundsatzlich beschlossene
eigene Ferieninitiative zu lancieren. Da zog es die PdA vor, das Unternehmen der
beiden grossen Organisationen zu unterstitzen, womit die gemeinsame Aktion der
radikaleren Linken gescheitert war.

Die PdA wie die POCH flhrten Uber Pfingsten Parteikongresse durch. Beide gaben
erstmals den Massenmedien Zutritt zu ihren Verhandlungen. Die PdA richtete das zehn
Jahre zuvor aufgehobene Amt des Generalsektretérs wieder ein und Ubergab es dem
Genfer A. Magnin. Dieser Ubernahm damit die Funktion J. Vincents, der seit 1974 die
Partei als Prasident geleitet hatte und der nun, mit einem Ehrenprasidium bedacht, nur
noch Mitglied des Politblros ist. Am Kongress fiel die grosse Zahl junger Delegierter auf:
fast die Halfte hatte das 35. Altersjahr noch nicht Uberschritten. Bewegt war die
Diskussion Uber die Energiepolitik, in der sich eine atomkraftwerkgegnerische Tendenz
gegen die eher wachstumsorientierte Politik der Parteileitung wandte.

Der POCH-Kongress beschéftigte sich mit dem Entwurf fiir ein Parteiprogramm, das
dann im Dezember von einer Delegiertenversammlung definitiv verabschiedet wurde.
Dieses fasst einerseits die bisher in Schriften und Aktionen zum Ausdruck gekommenen
Bestrebungen der POCH systematisch zusammen, anderseits richtet es sich auf die
Sammlung einer breiten Volkseinheit zum Kampf gegen die Herrschaft der
«Monopole» aus. Dabei wird versucht, alle potentiellen Oppositionskrafte -
Arbeitnehmer, Kleinbauern, Frauen, Jugendliche, Einwanderer, Mieter, Rentner,
Umweltschutzer, Atomkraftgegner und selbst die sUdjurassischen Separatisten -
anzusprechen und um die als Motor wirkende Arbeiterbewegung zu scharen.
«Demokratische Erneuerung» heisst das neue Leitmotiv, und der historisch gewordene
Pluralismus wird ausdrtcklich anerkannt. Zwar erscheint der POCH nach wie vor eine
Uberwindung des Kapitalismus nur durch weltweites Zusammenwirken aller
revolutionaren und demokratischen Bewegungen einschliesslich der kommunistischen
Parteien moglich, doch fliesst nun eine gewisse Kritik am «Machtmissbrauch» in den
Oststaaten ein.

Auch die Revolutiondre marxistische Liga (RML) fihrte - allerdings nicht &ffentlich -
einen Kongress durch. Obwohl sie entschiedener gegen die Unterdrickung der
Opposition im kommunistischen Machtbereich Stellung nimmt als PdA und POCH, wird
sie nach ihren Aussagen weiterhin polizeilich liberwacht. Immerhin konnte der Sekretar
der trotzkistischen Internationale, Ernest Mandel, erstmals wieder in der Schweiz
auftreten (im April hob der BR die Einreisesperre endgiltig auf). Auch die RML
beflirwortet eine gréossere Aktionsgemeinschaft der Linken, doch lehnt sie eine Fusion,
wie sie namentlich PSA und POCH ins Auge fassen, ab. Noch starker isoliert sind die
Maoisten; sie sind erst damit beschaftigt, unter sich zu einer gewissen Zusammenarbeit
zu gelangen (im Marz 1978 vereinigten sich drei Gruppen zur Schweizerischen
Kommunistischen Organisation (SKO), die mit der Kommunistischen Partei der Schweiz
(KPS) eine Zusammenarbeit anstrebt. Abseits steht die Kommunistische Partei der
Schweiz/Marxisten-Leninisten (KPS/ML)). %
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ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

20
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Online, 13.5.20; SRF Online, 14.6.20; SRF Online, 27.5.20; Verordnung 3 liber Massnahmen zur Bekémpfung des Coronavirus
(Covid-19) (Covid-19-Verordnung 3) vom 19. Juni 2020; Verordnung tiber Massnahmen in der Justiz und im Verfahrensrecht
im Zusammenhang mit dem Coronavirus (COVID-19-Verordnung Justiz und Verfahrensrecht) vom 16. April 2020 (Stand am
20. April 2020); TA, 9.4.20; LT, 14.4.20; AZ, LT, NZZ,17.4.20; AZ, 18.4.20; AZ, Blick, LT, NZZ, 30.4.20; SGT, 2.5.20; SoZ, 3.5.20;
AZ, Blick, CdT, NZZ, TA, 5.5.20; NZZ, 15.5.20; TA, 27.5.20; AZ, Blick, LT, TA, 28.5.20; NZZ, 8.6.20

9) Bund, 31.3. und 21.10.92.

0) Bund, 11.8. und 25.8.92.

1) Gesch.ber., 1994, 11, S. 63; Presse vom 13.5. und 14.5.94.

2) Presse vom 8.9. und 18.9.95.

3)JdG, 22.6.96; NQ, 27.2. und 24.7.96; BZ, 24.7. und 3.8.96., TA, 25.4.96, BaZ, 21.11.96

4) Presse vom 10.1. und 25.4.98; Bund, 21.1.98; LT, 25.4., 25.8. und 28.8.98; Presse vom 15.7.98; TA, 25.7.98; AZ, 12.10.98; BZ,
4.10.98.

5) Presse vom 14.12.-17.12. 98; SoZ, 20.12.98; LT, 21.12.98; NZZ, 23.12.98.

6) Presse vom 25.1. und 18.3.99.; Presse vom 25.5. bis 22.6.99; LT, 19.8.99; Presse vom 12.8.99; BuZ, 21.8.99; LT, 30.12.99

7) Presse vom 12.11.99; Bund, 25.10.99; TG, 13.11.99

8) Baz, 12.2. und 19.12.05; Presse vom 14.11.05; Bund, 18.11.15; Presse vom 3.12. und 10.12.05; NZZ, 24.12.05 (Interview
Schmid); NZZ, 7.5.08; SoZ, 26.6. und 18.12.05.; NZZ, 4.5.05; Presse vom 6.6.05.

19) Siehe Presse wahrend des ganzen Jahres.

20) Presse vom 23.1.10.

21) Medienmitteilung Swiss Olympic vom 11.3.16

22) Beschluss Grossrat GR vom 6.12.16; Medienmitteilung Swiss Olympic vom 11.3.16; Medienmitteilung der WAK GR vom
22.11.16; SGR, 12.3., 14.3.16

23)NZZ,15.9.16; LZ, 3.1.17; AZ, 7.2.17

24) 24H, 8.6.19; BaZ, NZZ, 14.6.19; WW, 20.6.19; AZ, 28.6., 31.7.19; TA, 31.12.19

25) So-Bli, 24.3.19; Blick, 23.4.19; SoZ, 9.6.19; NZZ, 21.6.19; BaZ, Blick, 22.6.19; So-Bli, SoZ, 23.6.19; AZ, Blick, 24.6.19; Blick,
25.6.19; WW, 27.6., 4.7.19; NZZ, TA, 23.1.20

26) So-Bli, 21.4.19; BazZ, TA, 11.5.19; AZ, 17.6.19; Blick, 12.7.19; TA, 23.7.19; WW, 15.8.19; AZ, SGT, 19.8.19; AZ, TA, 23.8.19; TA,
24.8.19; AZ, 26.8.19

27) AZ Online, 13.2.20; AZ Online, 29.11.19; LZ Online, 18.11.19; AZ, 19.11.19

28) SOGR, 23.2.14

29) Fur eine demokratische Erneuerung der Schweiz, Programm der POCH, Zurich 1979.; PZ, 20.4.78,1.5.78, 11.5.78, 18.5.78,
20.7.78 und 14.12.78; LNN, 12.12.78; Vorwérts, 18.5.78, 20.7.78 und 3.11.77; TA, 16.5.78, 19.5.78 und 4.7.78; CdT, 7.11.77; Presse
vom 16.5.78 und 4.7.78; Ww, 17.5.78; Kommunist, 1/1978 und 2/3/1979; Rote Fahne, 05/1978, 06/1978 und 09/1978; BaZ,
18.12.78; TLM, 20.12.78; Bresche, 28.8.78; VO, 21.7.78 und 21.8.78; Vr, 28.1.78; JdG, 11.3.78; NZZ, 6.4.78
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